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Herr Brugger, werden Sie bei der
AHV-Initiative Ja stimmen?
Nein . . .

Warum nicht? In Ihrem Buch
«Nachhaltige Altersvorsorge
Schweiz – Navos» treten Sie für
einen Ausbau der AHV ein.
Ja, aber nicht für einen Ausbau in
der Art, wie ihn der Gewerk-
schaftsbund mit der Initiative er-
reichen will.

Sind Sie nicht für eine Flexibilisie-
rung?
Die Flexibilisierung ist notwen-
dig, aber nicht indem über 85
Prozent der erwerbstätigen Be-
völkerung bereits mit Alter 62
eine ungekürz-
te Altersrente
erhält. Das ist
in keiner Art
und Weise
nachhaltig.
Das Modell ist
nicht finan-
zierbar – oder
höchstens
über zusätzli-
che Steuereinnahmen. Die vom
Gewerkschaftsbund angestrebte
Flexibilisierung entspricht auch
nicht dem, was der Arbeitsmarkt
verlangt.

Was verlangt der Arbeitsmarkt?
Eine Flexibilisierung nicht nur
nach unten, sondern auch nach
oben. Wir leben im Vergleich zu
1948, als die AHV eingeführt wur-
de, viel länger und gesünder. Vie-
le Arbeitnehmer wollen länger
als bis 65 zumindest teilweise ar-
beiten. Jeder sechste tut dies be-
reits heute.

Wie sieht demnach die Flexibili-
sierung nach unten aus?
Es gibt Berufsgruppen mit einer
äusserst grossen körperlichen
Belastung. Für solche Gruppen
müssen Lösungen gefunden
werden, damit die Leute vorzei-
tig in Pension gehen können. Es
gibt auch Leute, die ab 60 das
Pensum reduzieren, dafür aber
über das Alter 65 hinaus arbeiten
möchten. Solche Flexibilitäten
sollten im System ermöglicht
werden.

Die Höhe einer vorbezogenen Al-
tersrente soll nicht nur auf Grund
von versicherungstechnischen
Parametern, sondern auch auf
Grund der beruflichen Tätigkeit
ermittelt werden. Soll zum Bei-
spiel der Bauarbeiter mit 60 und
der Bürolist erst mit Alter 67 eine
volle Rente erhalten?
Das ordentliche Rücktrittsalter
soll den Arbeitsmöglichkeiten
angepasst und flexibler gestaltet
werden. Möglich sind sowohl
der frühere oder spätere Beginn
des Bezugs eines Teils oder der
vollen Rente bei gleichzeitiger
Reduktion oder Erhöhung der
Rente. Dabei sind versicherungs-
mathematische Kriterien eben-
falls anzuwenden.

Sie treten doch für eine höhere
Einheitsrente in der AHV ein?
Gemäss Bundesverfassung hat
die 1. Säule den Existenzbedarf
angemessen zu decken. Wir sind
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Professor Ernst A. Brugger
plädiert für einen Ausbau
der AHV, aber nicht im Sin-
ne der Volksinitiative «für
ein flexibles Rentenalter».
Statt eine weitere Salami-
scheibe abzuschneiden,
sollte man das Dreisäulen-
system reformieren.

der Meinung, dass die verfas-
sungsmässige Existenzsiche-
rung heute nicht gewährleistet
ist. Bei Alleinstehenden plädie-
ren wir für eine teuerungsinde-
xierte Rente von 2000 bis 2500
Franken; bei Paaren von 2800 bis
3800 Franken im Monat.

Wo die AHV-Rente zum Leben
nicht ausreicht, haben wir ja
das System der Ergänzungsleis-
tungen.
Die Ergänzungsleistungen wur-
den 1965, also noch vor dem BVG,
eingeführt. Sie sind eine Ergän-
zung zum Dreisäulensystem,
nicht nur zur AHV. Der Bund ge-
währt Beiträge an die Kantone
für Ergänzungsleistungen an
AHV- und IV-Rentner. Heute wer-
den zwei Drittel der Ergänzungs-
leistungen für Pflegefälle ver-
wendet. Deshalb sollte gemäss
neuem Finanzausgleich der pfle-
gebezogene Teil der EL von der
AHV abgekoppelt und durch die
Kantone direkt verwaltet wer-
den. Und gleichzeitig sollte der
altersbezogene Teil in die AHV
integriert werden. Dieser in Zu-

kunft vom
Bund verwalte-
te Betrag
macht nämlich
nur gerade 6
Prozent der ge-
samten AHV-
Prämienzah-
lungen aus.
Diese Lösung
wäre klar und

transparent. Denn Altwerden
und Pflegebedürftigkeit sind
zwei unterschiedliche Risiken.

Heute ist die AHV-Rente von der
Anzahl der Beitragsjahre und
dem Durchschnittseinkommen
abhängig.
Nach unserem System spielte
das Durchschnittseinkommen
keine Rolle mehr, nur noch die
Beitragsjahre. Deren Anzahl
muss mindestens der heutigen
Regelung entsprechen. Wer also
Beitragslücken aufweist, müsste
wie heute mit Kürzungen vor-
liebnehmen.

Damit käme man aber nicht
mehr aufs Existenzminimum,
wenn Beitragslücken zu Renten-
kürzungen führten.
Dann hilft nach Berücksichti-
gung aller drei Säulen und im
Notfall nur noch die Sozialhilfe.
Man kann nicht einer Person,
welche während mehrerer Jahre
keine Beiträge leistete, die glei-
che Rente zahlen wie jenem, der
immer voll einzahlte.

Wollen Sie generell die AHV
ausbauen und stattdessen die
2. Säule abspecken, wie das ins-
besondere die Linke anstrebt?
Die 2. Säule möchten wir besser
definieren. Wir möchten eine
klare Trennung zwischen dem
obligatorischen und dem über-
obligatorischen Teil, was heute
nicht der Fall ist. Die 2. Säule soll
für alle obligatorisch sein mit ei-
ner Obergrenze von etwa 90 000
Franken. Damit würden rund
90 Prozent aller Arbeitnehmer
versichert. Selbstständiger-
werbende sollen sich freiwillig
beteiligen können. Wer sich dar-
über hinaus versichern möchte,
soll dies auf freiwilliger Basis via
3. Säule tun. Wobei dann zu die-
sem Zweck die steuerlichen Be-
günstigungen ausgebaut wer-
den müssten.

Unter dem Strich änderte sich da-
bei aber kaum etwas.
Doch, wir hätten klare Verhält-

nisse und mehr Transparenz. Die
2. Säule ist überreguliert. Sie fin-
den in der Schweiz kaum jeman-
den, welcher hier noch den
Durchblick hat. Die 2. Säule hat
sich zu einem Wildwuchs von
Regulierungen entwickelt. Des-
halb schlagen wir vor, das Gesetz

radikal zu vereinfachen. Andere
Länder sind mit gutem Beispiel
vorangegangen.

Asip, der Verband der autono-
men Pensionskassen, hat auch ei-
nen konkreten Vorschlag einer
solchen Vereinfachung publik ge-
macht. Passiert ist aber nichts.
Asip hat unseren Vorschlag zur
Vereinfachung des BVG ver-
dankenswerterweise aufgenom-
men. Aber vermutlich steht Asip
in einem Interessenkonflikt.
Nicht alle seiner Mitglieder sind
an einer grösseren Transparenz
interessiert. Mit einer höheren
Qualität und Professionalität,
besseren Vorschriften und einer
professionellen Überwachung
der Solvenz könnte man das gan-
ze System vereinfachen. Weil
aber im Gesetz viele Punkte
nicht geregelt sind, versucht
man die Mängel mit zusätzli-
chen Regulierungen zu beheben,
was dann zu Überregulierung
und Wildwuchs führt.

Als Sohn eines ehemaligen FDP-
Bundesrats kennen Sie ja die poli-
tischen Mechanismen in der
Schweiz. Glauben Sie, die Politik
ist fähig, solche einschneidende
Reformen durchzuführen?
In der Schweiz ist man durchaus
zu wuchtigen Reformen fähig,
wenn der Stress gross genug ist.
Mit der Finanzkrise wird der

Druck wahrscheinlich so gross,
dass man endlich den Mut auf-
bringt, grundsätzliche Reformen
anzugehen, statt wieder eine Zu-
satzregulierung einer bereits be-
stehenden Regulierung zu ver-
ordnen.

Vor drei Jahren sagten Sie, die
Schweiz befände sich in einer
schleichenden Krise. Das sei ge-
fährlicher als eine akute Krise,
weil das Problem nicht wahr-
genommen würde. Stecken wir
jetzt in einer akuten Krise?
Ja. Aus meiner Sicht ist die heuti-
ge Finanzmarktkrise mit ihren
Wechselwirkungen mit der Real-
wirtschaft nicht einfach eine
neue Krise, wie sie in regelmässi-
gen Abständen auftreten. Die
heutige Krise ist tiefer greifend.

Also eine Struktur- und nicht
bloss eine Konjunkturkrise?
Es ist das erste Mal seit einigen
Dekaden, dass grosse Finanzin-
stitute weltweit und in der
Schweiz durch den Staat, das
heisst durch den Bürger und
Steuerzahler, saniert werden
müssen. Das ist nahezu ein GAU.
Das ist fundamental nicht zu ver-
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Ernst A. Brugger unterrich-
tet seit 1981 Regional-
und Entwicklungswissen-
schaften an der Universität
Zürich, wo er heute als Ti-
tularprofessor tätig ist. Als
CEO des Sustainability Fo-
rum in Zürich gab er vor drei
Jahren – zusammen mit Pro-
fessor René L. Frey – das
Buch «Nachhaltige Alters-
vorsorge Schweiz – Navos»
heraus. Gemäss seinem Vor-
schlag soll die AHV als
1. Säule der Altersvorsorge
gestärkt und von system-
fremden Belastungen – et-
wa den Ergänzungsleistun-
gen – befreit werden. Brug-
ger ist der Sohn des vor zehn
Jahren verstorbenen FDP-
Bundesrats Ernst Brugger,
der von 1970 bis 1978 in der
Landesregierung sass. cch

«Die 2. Säule ist über-

reguliert. Sie finden

kaum jemanden, der

den Durchblick hat.»

«Wir müssen damit

rechnen, dass die Krise

auch auf die AHV

übergreift.»

gleichen mit früheren Krisen.
Deshalb müssen wir damit rech-
nen, dass die Krise auf den insti-
tutionellen Bereich übergreift –
AHV inklusive. Das wird den Re-
formwillen verstärken.

Das Parlament scheint bei Sozial-
versicherungsfragen reformunfä-
hig, siehe Krankenversicherungs-
gesetz.
Da haben Sie nicht Unrecht. Aber
ich gehe davon aus, dass die AHV
in grössere Schwierigkeiten
kommen wird. Sie wird in den
nächsten vier Jahren aus demo-
grafischen Gründen in die roten
Zahlen rutschen. Nun kommen
noch die Finanzmarktprobleme
hinzu, die wahrscheinlich dazu
führen werden, dass die AHV re-
finanziert werden muss. Wie soll
nun die AHV refinanziert wer-
den, ohne dass man darüber
nachdenkt, welche Rolle sie im
Dreisäulenmodell spielen wird?
Die nächste AHV-Revision darf
nicht einfach einer weiteren Sa-
lamischeibe gleichkommen. Es
muss eine grundsätzliche Re-
form sein. Und zwar nicht eine
isolierte AHV-Reform, sondern
eine grundsätzliche Reform im
Kontext mit den drei Säulen.

Bei der Bekanntmachung Ihres
Buches vor drei Jahren war das
Medienecho gross. Seither
scheint die Diskussion über Ihre
Reformvorschläge wieder zu ver-
sanden.
Was die Medien betrifft, ist Ihr
Eindruck korrekt. Aber es ist ei-
nes der meistverkauften Sachbü-
cher der Schweiz. Seither haben
wir aber über die Medien nichts
mehr kommuniziert. Stattdes-
sen haben wir uns auf die diver-
sen Gremien konzentriert, die
sich mit der Altersvorsorge be-
fassen. Dabei behaupten wir
nicht, das Rezept für alle Proble-
me zu haben. Aber wir senden
Impulse in die richtige Richtung.
Interview: Claude Chatelain
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Verwirrung nach
Gesprächen
Die Spitzen von SVP und CVP
haben sich am Donnerstag zu
einem Gespräch über eine Kan-
didatur Christoph Blochers als
Nachfolger von Bundesrat Sa-
muel Schmid getroffen. Den
Ausgang des Gesprächs beur-
teilen sie allerdings völllig kon-
trovers. Für SVP-Präsident Toni
Brunner bestehen in den Rei-
hen der CVP durchaus Wahl-
chancen für Blocher. Die CVP
habe «nicht à priori» Nein zu ei-
ner Kandidatur Blocher gesagt
und lasse alles offen, sagte
Brunner in der «Tagesschau»
des Schweizer Fernsehens. Die
CVP reagierte überrascht auf
diese Äusserungen: «Dabei
muss es sich um einen Wunsch
Brunners handeln», sagte CVP-
Sprecherin Marianne Binder auf
Anfrage der Nachrichtenagen-
tur sda . sda
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Zufriedener
Schmid
Die Fussball-Europameister-
schaft Euro 2008 ist ein Erfolg
gewesen. Bundesrat Samuel
Schmid hat das vor den Bun-
deshausmedien wiederholt. Die
daraus zu ziehenden Lehren
kann das Land für künftige An-
lässe ähnlichen Ausmasses nut-
zen. Die 15 Fussballspiele seien
perfekt organisiert gewesen,
hinzu sei ein grosses, friedliches
und verbindendes Volksfest ge-
kommen, heisst es im Schluss-
bericht der Projektorganisation
Öffentliche Hand zuhanden des
Bundesrates. sda

Z E N T R A L E U R O P A

Ein gemeinsamer
Luftraum
Die Schweiz wird Teil eines ge-
meinsam mit sechs Staaten be-
wirtschafteten Luftraums in
Zentraleuropa. Nicht mehr
Staatsgrenzen sollen dabei be-
stimmend sein, sondern Ver-
kehrströme. Wie Direktor Ray-
mond Cron vom Bundesamt
für Zivilluftfahrt erklärte, stellt
die Unterzeichnung einer Ab-
sichtserklärung mit seinen Kol-
legen aus Belgien, Deutschland,
Frankreich, Luxemburg und den
Niederlanden eine erste politi-
sche Verpflichtung der sechs
Staaten dar. sda

R A S E R

Neun Monate
hinter Gitter
Zwei Jahre Gefängnis wegen
fahrlässiger Tötung, davon
neun Monate unbedingt: So
lautet das Urteil des Neuenbur-
ger Strafgerichts gegen einen
jungen Raser. Der Franzose war
im April 2007 in eine Mauer ge-
rast. Seine Mitfahrerin starb
wenige Tage später im Spital.
Der Fahrer war zum Zeitpunkt
des Unfalls mit einem zweijäh-
rigen Fahrverbot für die
Schweiz belegt. sda

F I N A N Z K R I S E

Die FDP warnt
«Keine Panik, keine Racheak-
tion, keine Verstaatlichung der
Banken, keine Überregulie-
rung»: Dazu raten Freisinnige
und Liberale angesichts der Fi-
nanzkrise und der drohenden
Rezession. Um wieder Vertrau-
en zu schaffen, müsse das Par-
lament nun dem UBS-Hilfs-
paket zustimmen. sda

In Kürze

«Die AHV muss reformiert werden»

Ernst Brugger

Buchautor und AHV-Experte Ernst Brugger. Tanja Demarmels/Express


